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D as bargeldlose Bezahlen mit 
der Karte oder  etwa  dem 
Smartphone wird auf der 
ganzen Welt immer wichti-

Zahlungen mit der 
Karte klappen zwar 
in den meisten Fällen. 
Wer  aber auf Reisen ist, 
braucht auch mal  Bares.
Von Kerstin Papon, 
Frankfurt

Bargeld im Ausland kann teuer sein 

Ein Schirm – der perfekte Sichtschutz: Geldabheben  in Thailand Foto Bloomberg

R eicht es, Nachhaltigkeit aus-
schließlich im Sinne des Green 
Deals zu verstehen? Muss mit 

Blick auf künftige Generationen nicht 
auch soziales Engagement höher 
bewertet werden? Die Bank für Kirche 
und Diakonie (KD-Bank) will dies zeit-
nah erreichen – durch eine zügig 
beschlossene soziale Taxonomie. 

Fakt ist, dass Investitionen in die Kli-
maanpassung eines Stahl- oder Zement-
werks derzeit bessergestellt sind als die-
jenigen für einen Neubau einer Kinder-
tagesstätte oder einer Altenpflegeein-
richtung. Die grüne Taxonomie liefert 
die Grundlagen dafür.

Als ethisch-nachhaltige Bank sehen 
wir die grüne Taxonomie als eine wichti-
ge und richtige Maßnahme, die wir 
bereitwillig umsetzen und sogar aus-
bauen: Im April haben wir mit dem Ver-
band diakonischer Dienstgeber in 
Deutschland und der Diakonie Deutsch-
land konkrete Maßnahmen beschlossen, 
um die kirchlichen und diakonischen 
Einrichtungen auf ihrem Weg zur Klima-
neutralität im Jahr 2030 zu unterstützen.

Aber mit dem durch die grüne Taxo-
nomie erfüllten ökologischen Auftrag 
sind aus unserer Sicht die gesellschaft-
lichen Verpflichtungen gegenüber 
nachfolgenden Generationen bei Wei-
tem nicht erfüllt. Die geplante EU-Ver-
ordnung für eine soziale Taxonomie ist 
seit Ausbruch des Krieges jedoch noch 
weiter in den Hintergrund geraten – 
zum einen, weil die Politik gerade 
andere Prioritäten setzt, zum anderen, 
weil sich bereits die grüne Taxonomie 
als äußerst anspruchsvoll in der Umset-
zung erweist. Dass die soziale Taxono-
mie infolgedessen nicht vorankommt, 
erfüllt uns mit Sorge.

Denn ohne ein Regelwerk, das ein 
Für- und Miteinander anerkennt, sind 
soziale Einrichtungen bei Förderpro-
grammen und Krediten schlechterge-
stellt als Unternehmungen, die der grü-
nen Taxonomie entsprechen. Ohne 
soziale Taxonomie fehlt Investoren und 

Unternehmungen eine klare Richt-
schnur, was als „sozial“ zu verstehen ist. 
Dadurch ist es schwierig, sozial moti-
vierte Aktivitäten in der Gesundheits-
versorgung, im sozialen Wohnungsbau 
und sozialen Diensten und anderes 
mehr  zu finanzieren. 

Um die dringend nötige soziale Taxo-
nomie zügig auf Weg zu bringen, hat 
sich die KD-Bank Ende Mai mit einem 
offenen Brief an die EU-Kommission 

gewandt. Namhafte Kunden und Part-
ner aus Kirche und Diakonie haben ihn 
mitunterzeichnet. Mit dem Schreiben 
haben wir uns auf ein  von einem Exper-
tengremium erstelltes Dokument bezo-
gen: auf den Abschlussbericht der Plat-
form on Sustainable Finance der EU 
vom 28. Februar. 

Die darin formulierten Ziele berück-
sichtigen die Menschenrechtscharta, die 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte und die UN-Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs). Einge-
flossen ist auch die Europäische Säule 
sozialer Rechte. Damit stützt sich der 
Bericht auf Normen, für die international 
oder europaweit ein Konsens besteht, 
und macht Grundsatzdiskussionen hin-
fällig, ob das Verständnis von sozialer 
Gerechtigkeit etwas mit subjektivem 
Empfinden zu tun hat. 

Bei den von der Expertengruppe for-
mulierten sozialen Zielen geht es um 
Investitionen, die menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen, einen angemesse-
nen Lebensstandard und Schutz für Ver-
braucherinnen und Verbraucher sowie 
integrative und nachhaltige Gemein-
schaften und Gesellschaften fördern. 

Mit Blick auf die Sozialwirtschaft wol-
len wir und die Mitunterzeichner des 
Briefs vor allem erreichen, dass die in 
diesen Zielen implementierten Hand-
lungsfelder der Europäischen Säule 
sozialer Rechte als sozial nachhaltig klas-
sifiziert werden. Zu diesen Handlungsfel-
dern gehören das Recht auf Bildung, Aus-
bildung, lebenslanges Lernen und eine 
Gesundheitsversorgung, die Eingliede-
rung von Menschen mit Behinderungen, 
die Unterbringung und Unterstützung 
von Obdachlosen sowie der Zugang zu 
grundlegenden Dienstleistungen. 

Der Sozialwirtschaft, die genau diese 
Aufgaben in den Mittelpunkt ihres Han-
delns rückt, muss durch die soziale 
Taxonomie ein hoher Stellenwert einge-
räumt werden – vergleichbar mit dem 
für wirtschaftliche Aktivitäten zu Kli-
maschutz und -anpassung.

Warum wir uns gerade jetzt für die 
soziale Taxonomie starkmachen? Der 
Ukrainekrieg und die angesichts von zer-
störtem Wohnraum und Hunger erwart-
baren Flüchtlingsströme werden abseh-
bar den Bedarf an sozialen Dienstleistun-
gen samt zugehöriger In frastruktur noch 
einmal deutlich verstärken. Hinzu 
kommt, dass durch die Kosten der Coro-
na-Pandemie und für die Folgen des Krie-
ges voraussichtlich weniger Mittel für För-
derprogramme bereitgestellt werden kön-
nen. Wenn sich Nachhaltigkeit dann auch 
noch ausschließlich an der grünen Taxo-
nomie orientiert, geraten sozialmotivierte 
Vorhaben weiter ins Hintertreffen. 

Wir dürfen die Bedürfnisse großer 
Teile der Bevölkerung und von sozial 
Benachteiligten aber keinesfalls ver-
nachlässigen. Das kann aus unserer 
Sicht nicht im Sinne von nachhaltig ver-
antwortungsvollem Handeln sein. Wir 
brauchen die soziale Taxonomie im 
Hinblick auf künftige Generationen 
jetzt – um die richtigen Entscheidungen 
in der Wirtschaft zu treffen. 

 Ekkehard Thiesler ist Vorstandsvorsitzender 
der  KD-Bank, Bank für Kirche und Diakonie. 

| STANDPUNKT |

EU-Taxonomie: Vergesst Kitas und Krankenhäuser nicht!
Von Ekkehard Thiesler

Soziale Einrichtungen sind 
bei Förderpro grammen und 
Krediten schlechtergestellt. 

Das muss sich  ändern.

mho. FRANKFURT. Aktuell wird in 
Europa um die Verabschiedung der 
Mica-Verordnung zur Regulierung der 
Kryptowelt gerungen.  Das Europäische 
Parlament  will eine umfassende Verifi-
zierung von Krypto-Depots (Wallets), 
die auf Rechnern von Nutzern gespei-
chert sind, sowie automatische Kon -
trollmeldungen für Transfers ab einem 
Gegenwert von mehr als 1000 Euro, 
zudem ein Melderegister für Krypto-
dienstleister, die nicht verordnungs-
konform agieren. In einer Antwort auf 
eine Anfrage des Bundestagsabgeord-
neten Frank Schäffler (FDP) äußerte 
sich das Finanzministerium kritisch. 
Die im Rat gefundene Position enthalte 
die Grundlage für eine ausgewogene 
geldwäscherechtliche Regulierung, 
heißt es da. So reiche die einfache Iden-
tifizierung dezentraler Wallets aus. Die 
Bundesregierung werde sich bei der 
Vorbereitung des Trilogs zwischen 
Kommission, Rat und Parlament dafür 
einsetzen, dass Krypto-Dienstleister 
das Risiko eines Transfers mithilfe von 

Blockchain-Analysetools einschätzen 
und risikoadäquate Maßnahmen tref-
fen dürfen.   Eine zu starke Regulierung 
könne zum Ausweichen in die Anony-
mität führen. Auch mit  dem geltenden 
Ansatz der Bekämpfung von Geldwä-
sche und Terrorismusfinanzierung sei-
en die Vorschläge ebenso nur schwer 
vereinbar wie automatische Transfer-
meldungen. Die Einführung eines Mel-
deregisters und eines möglichen Zulas-
sungsverbots stehe vor einer Reihe 
offener Fragen, etwa zur Feststellung, 
wann ein Dienstleister nicht verord-
nungskonform agiere. „Das Parlament 
schüttet  das Kind mit dem Bade aus“, 
sagt Schäffler. „Für das vorgeschlagene 
Zulassungsverbot von Kryptodienst-
leistern aus ‚non-compliant‘ Jurisdik-
tionen gibt es kein vergleichbares Ver-
bot außerhalb des Kryptosektors.“ Er 
sei froh, dass Bundesfinanzministe-
rium und Kommission sich „den vor-
eiligen Vorstößen des Europaparla-
ments“ entgegenstellten, die den Kryp-
tostandort Europa beerdigen könnten. 

Bundesregierung stellt sich hinter 
die Kryptobranche
Vorschläge des Europaparlaments werden abgelehnt

Deutsch-Banker verlassen Moskau
Hunderte IT-Spezialisten arbeiten künftig in Berlin
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